
Das Recht auf Nahrung in  
bewaffneten Konflikten
Eine Übersicht der völkerrechtlichen Verpflichtungen

Bewaffnete Konflikte sind eine der Hauptur­
sachen für Hunger und Mangelernährung und 
tragen zu Verletzungen des Menschenrechts 
auf Nahrung bei. Dabei sind Staaten verpflich­
tet, auch in bewaffneten Konflikten den Zu­
gang zu Nahrung zu gewährleisten, und auch 
nicht-staatliche Konfliktparteien haben ent­
sprechende Verpflichtungen aus dem humani­
tären Völkerrecht. Die vorliegende Information 
gibt einen Überblick über den geltenden inter­
nationalen Rechtsrahmen.  

Gemäß dem Internationalen Pakt über wirtschaft­
liche, soziale und kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt) 
haben alle Menschen das Recht auf angemessene 
Nahrung sowie das Recht, vor Hunger geschützt zu 
sein. Dennoch hungern nach Schätzungen der  
Vereinten Nationen weltweit 733 Millionen Men­
schen.1 Bewaffnete Konflikte verursachen oder ver­
stärken Hunger; dieser Zusammenhang wird aktuell 
etwa im Sudan, im Jemen oder in Palästina deut­
lich. Wie wirken sich also bewaffnete Konflikte auf 
Ernährungssituation und -sicherheit aus und was 
sagt das internationale Recht dazu? 

Bewaffnete Konflikte – eine der 
Hauptursachen von Hunger

Neben den zentralen Gründen von sozialen Un­
gleichheiten, Klimawandel und Biodiversitätsver­
lust sowie wirtschaftlichen Krisen sind bewaffnete 
Konflikte eine der Hauptursachen von akutem 
Hunger und Ernährungsunsicherheit. Detaillierte 
Informationen und Daten dazu liefert der Global 

Report on Food Crises (GRFC). Er untersucht  
Hunger in Ländern beziehungsweise Situationen, 
in denen akute Ernährungsunsicherheit dringende 
Maßnahmen zur Rettung von Leben und Existenz­
grundlagen erfordert. Der Bericht stützt sich dabei 
auf ein internationales Klassifizierungssystem, das 
sogenannte Integrated Food Security Phase Classi-
fication (IPC). Dieses System definiert Kennzahlen 
für fünf Stufen des Hungers: 1) Minimal, 2) Ge­
stresst, 3) Krise, 4) Notfall und 5) Katastrophe/
Hungersnot.2 Der GRFC befasst sich mit Situatio­
nen, die von einem „hohen Maß akuter Ernäh­
rungsunsicherheit“3 gekennzeichnet sind und  
fasst darunter Ernährungsunsicherheit gemäß  
IPC Stufe 3 und höher.

Die Stufen des Hungers 

Krise (IPC Stufe 3): Es gibt Nahrungsmittellü­
cken, die sich in akuter Unterernährung wider­
spiegeln, oder Menschen sind nur eingeschränkt 
und durch den Einsatz lebenswichtiger Ressour­
cen (Erschöpfung von Vermögenswerten, Ver­
kauf von Land oder Viehbeständen …) in der 
Lage, ihren Bedarf an Nahrungsmitteln zu de­
cken. Dringende Maßnahmen sind notwendig, 
um Lebensgrundlagen zu schützen und Nah­
rungsmittellücken zu verringern. 

Notfall (IPC Stufe 4): Große Nahrungsmittel­
lücken zeigen sich in gravierender akuter  
Unterernährung und Übersterblichkeit oder 
Menschen können ihr Überleben nur mit  
Hilfe von Notfallstrategien sichern, die die  
zukünftige Ernährungssicherheit gefährden, 

Information

https://www.fsinplatform.org/report/global-report-food-crises-2024/
https://www.fsinplatform.org/report/global-report-food-crises-2024/
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beispielsweise mit dem Verzehr von Saatgut 
oder dem Verkauf von Land. Dringende Maß­
nahmen sind notwendig, um Leben und Exis­
tenzgrundlagen zu retten. 

Katastrophe/Hungersnot (IPC Stufe 5):  
Menschen erleben einen extremen Mangel an 
Nahrungsmitteln und ihre Bewältigungskapazi­
täten sind erschöpft. Die Folgen sind akute 
und extreme Unterernährung, Krankheit und 
Tod. Eine Hungersnot in einem Gebiet wird 
klassifiziert, wenn bestimmte Grenzwerte  
in Bezug auf Ernährungsunsicherheit der Ge­
samtbevölkerung, Unterernährung bei Kindern 
und Sterblichkeitsraten überschritten werden.4 
Dringende Maßnahmen sind erforderlich, um 
Massensterben und den völligen Zusammen­
bruch der Lebensgrundlagen zu verhindern.

In den im aktuellen GRFC untersuchten 59 Län­
dern und Gebieten litten 2023 fast 282 Millionen 
Menschen an Hunger und die Lage verschärfte 
sich 2024 laut dem GRFC Mid-Year Update in eini­
gen Gebieten nochmals.5 Der GRFC stellt für 2023 
eine alarmierende Verschlechterung der Ernäh­
rungssicherheit fest, insbesondere im Sudan und 
im Gazastreifen. Im Sudan waren 20,3 Millionen 
Menschen – 42 Prozent der Bevölkerung – in  
hohem Maße von akuter Ernährungsunsicherheit 
betroffen, davon lebten 6,3 Millionen in einer  
Notfallsituation (IPC Stufe 4), so viele wie derzeit 
in keinem anderen Land. Die Situation spitzte sich 
seitdem weiter zu und im August 2024 klassifizierte 
das zuständige IPC Gremium die Situation in  
Teilen Nord-Darfurs als Hungersnot.6  
Im Gazastreifen litt bis Ende 2023 nahezu die ge­
samte Bevölkerung an Hunger gemäß IPC Stufe 3 
oder höher. Auch diese Entwicklung setzte sich 
2024 fort: Laut dem IPC-Bericht von Juni 2024 le­
ben 15 Prozent der Bevölkerung in einer Katastro­
phensituation (IPC 5) und im gesamten Gebiet be­
steht ein hohes Risiko für eine Hungersnot.7 Die 
Situation im Gazastreifen ist sowohl hinsichtlich 
des Ausmaßes von Hunger innerhalb der Bevölke­
rung als auch in Bezug auf die Geschwindigkeit, in 
der sich die Ernährungssituation derart ver­
schlechterte, beispiellos in der Geschichte des 
IPC-Systems seit seiner Gründung vor 20 Jahren. 

Situationen, in denen große Teile der Bevölkerung 
konfliktbedingt an Hunger leiden, dauern oft über 
Jahre oder sogar Jahrzehnte, wie etwa im Jemen: 
Schon vor 2015 war über die Hälfte der Bevölke­
rung von Hunger (IPC Stufe 3 oder höher) betrof­
fen und diese Situation hat sich durch den Aus­
bruch des bewaffneten Konfliktes zusätzlich 
verschärft.8 Die Lage im Jemen steht beispielhaft 
für viele Länder: Bewaffnete Konflikte verursachen 
und verstärken Hunger und Ernährungsunsicher­
heit, da sie sich unmittelbar auf den Zugang zu 
und die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln aus­
wirken. Krieg zerstört landwirtschaftliche Flächen, 
Betriebe und Infrastruktur, führt zum teilweisen 
oder vollständigen Zusammenbruch von Nah­
rungsmittelproduktion und Handel und mündet oft 
in gewaltsamer Vertreibung und Landnahme. Der 
Einsatz biologischer oder chemischer Waffen kon­
taminiert Böden und Wasser für Jahrzehnte, wie 
etwa in Vietnam und Syrien. Auch Blockaden hu­
manitärer Hilfe sowie der kalkulierte Einsatz von 
Hunger als Waffe sind Teil vieler bewaffneter Kon­
flikte.9 

Angesichts des Ausmaßes konfliktbedingten Hun­
gers drängen sich Fragen bezüglich der Verant­
wortung von Konfliktparteien, Drittstaaten und der 
Weltgemeinschaft auf. Denn das Völkerrecht ge­
währt nicht nur das Recht auf Nahrung für Indivi­
duen, es begründet auch Verpflichtungen, denen 
staatliche und nicht-staatliche Akteure nachkom­
men müssen, gerade auch in Konfliktsituationen. 
Diese ergeben sich aus den Menschenrechtsver­
trägen sowie aus dem humanitären Völkerrecht 
und dem Völkerstrafrecht.

Das Menschenrecht auf angemessene 
Nahrung

Das Recht auf angemessene Nahrung ist in Artikel 
11 des UN-Sozialpakts von 1966 völkerrechtlich 
verbindlich verankert. Der Artikel umfasst das 
Recht auf einen angemessenen Lebensstandard, 
einschließlich ausreichender Ernährung, sowie das 
Recht vor Hunger geschützt zu sein. Damit ist das 
Recht auf Nahrung integraler Bestandteil des 
Rechts auf Leben und der Menschenwürde. 
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Das Recht auf Nahrung und seine Auslegung durch den UN-Sozialpaktausschuss 

Der für die Überwachung der Umsetzung des UN-Sozialpaktes zuständige Ausschuss der Vereinten 
Nationen (Sozialpaktausschuss) hat 1999 in seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 12 das Recht auf 
Nahrung und die damit verbundenen Staatenpflichten autoritativ erläutert. Darin legt der Aus­
schuss fest, dass das Recht auf Nahrung verwirklicht ist, wenn alle Menschen „jederzeit physisch 
und wirtschaftlich Zugang zu angemessener Nahrung oder Mitteln zu ihrer Beschaffung“10 haben.

Als Kernelemente des Rechts auf Nahrung definiert der Ausschuss:

	− Verfügbarkeit: Nahrung muss in ausreichender Menge, ganzjährig und auch in abgelegenen Regio­
nen oder Krisenzeiten verfügbar sein, entweder indem sich Menschen mittels natürlicher Ressour­
cen selbst ernähren oder Nahrung über funktionierende Marktsysteme erwerben können.

	− Angemessenheit: Nahrung muss ausreichend und qualitativ hochwertig sein, frei von schädlichen 
Substanzen und für den menschlichen Verzehr sicher sowie den alters- und geschlechtsbedingten 
physiologischen sowie kulturell und religiös begründeten individuellen Bedürfnissen entsprechen.

	− Zugänglichkeit: Nahrung muss für alle Menschen, einschließlich sozial marginalisierter oder in Ar­
mut lebender Menschen, finanziell erschwinglich sein, ohne dass dadurch die Befriedigung anderer 
Grundbedürfnisse beeinträchtigt wird. Sie muss außerdem für alle Menschen physisch zugänglich 
sein. 

	− Nachhaltigkeit: Nahrung muss das ganze Jahr über stabil und langfristig verfügbar sein, und zwar 
sowohl für heutige als auch zukünftige Generationen.

Das Recht auf Nahrung ist also auch das Recht, 
sich selbst zu ernähren, entweder durch ein Ein­
kommen, mit dem Nahrung erworben werden 
kann, oder durch eigene Produktion. Damit hängt 
das Recht auf Nahrung eng zusammen mit dem 
Recht auf den Zugang zu Land für den Anbau von 
Nahrung. 

Alle 171 Staaten, die den UN-Sozialpakt ratifiziert 
haben,11 sind verpflichtet, die darin verbrieften 
Rechte zu achten (d.h. sie dürfen sie nicht selbst 
verletzen), vor Eingriffen durch Dritte (zum Beispiel 
bewaffnete Gruppen oder Unternehmen) zu schüt­
zen und durch politische, gesetzgeberische und 
weitere Maßnahmen fortschreitend zu gewährleis­
ten. Der Kernbestandteil des Rechts auf Nahrung – 
Freiheit von Hunger – sollte unmittelbar von Staa­
ten umgesetzt werden. Dieser menschenrechtliche 
Dreiklang aus achten, schützen und gewährleisten 
gilt innerhalb des Territoriums des jeweiligen Staa­
tes, wo der Staat direkte Verantwortung trägt, aber 
auch dort, wo er extraterritorial aktiv wird, zum Bei­
spiel im Rahmen internationaler Zusammenarbeit 
oder bei der Beteiligung an bewaffneten Konflikten. 

Auch weitere Menschenrechtsabkommen enthal­
ten Bestimmungen zum Recht auf Nahrung. Diese 
fokussieren oft auf Personen oder Gruppen mit 
spezifischem Schutzbedarf, wie etwa Kinder,  
Frauen oder Menschen mit Behinderungen.12

Menschenrechte in bewaffneten  
Konflikten

Menschenrechte gelten überall, jederzeit und für 
alle Menschen gleichermaßen. Dies schließt Situati­
onen eines bewaffneten internationalen oder nicht 
internationalen Konflikts ein. Die Allgemeine Be­
merkung des UN-Sozialpaktausschusses zum Recht 
auf Nahrung von 1999 betont, dass Staaten als 
Kernverpflichtung allen ihrer Herrschaftsgewalt  
unterstehenden Personen Zugang zu einer Mindest­
menge an Grundnahrungsmitteln ermöglichen  
müssen, um zu gewährleisten, dass sie nicht Hun­
ger leiden. Entsprechend ordnet der Ausschuss die 
Verhinderung des Zugangs zu Nahrungsmittelhilfe 
in Notlagen als Verletzung der Staatenpflichten 
ein.13 Auch in seinen Empfehlungen an die Staaten 
(Concluding Observations) betont der Ausschuss, 
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dass der UN-Sozialpakt in bewaffneten Konflikten 
anwendbar bleibt und dass es gegen Artikel 11 des 
Sozialpaktes verstößt, der Zivilbevölkerung in be­
waffneten Konflikten absichtlich Nahrungsmittel 
und humanitäre Hilfe vorzuenthalten.14 

Auch nicht-staatliche Akteure in bewaffneten Kon­
flikten haben menschenrechtliche Verpflichtun­
gen, insbesondere, wenn sie die faktische Kontrol­
le über ein Gebiet ausüben und somit staatliche 
Funktionen übernehmen.15 Sie dürfen also das 
Recht auf Nahrung nicht verletzen und sind, gera­
de bei längerfristiger Kontrolle, dazu verpflichtet, 
das Recht auf Nahrung durch eigene Maßnahmen 
sicherzustellen. So sah beispielweise die Kommis­
sion zur Untersuchung von Verstößen gegen die 
Menschenrechte und das humanitäre Völkerrecht 
im äthiopischen Bürgerkrieg Grund zur Annahme, 
dass in der Region Tigray sowohl Regierungskräfte 
als auch gegnerische Milizen das Recht auf Nah­
rung verletzt hätten.16 

Der Internationale Gerichtshof (IGH) betonte 2004 
in seinem Gutachten zum Bau einer Mauer auf be­
setztem palästinensischem Gebiet ebenfalls, dass 
die auf den internationalen Menschenrechtverträ­
gen basierenden Staatenpflichten auch in Kontex­
ten von bewaffneten Konflikten und Besatzung an­
wendbar sind. Der IGH war der Ansicht, dass der 
Bau der Mauer aufgrund der gravierenden Folgen 
für die palästinensische Bevölkerung deren Aus­
übung ihres Rechts auf einen angemessenen  
Lebensstandard gemäß Art. 11 des Sozialpaktes 
behindere.17 

Im Kontext eines bewaffneten Konflikts erweitert 
sich der Rechtsrahmen zum Recht auf Nahrung 
um Normen aus dem humanitären Völkerrecht. 
Beide Rechtsgebiete – der internationale Men­
schenrechtsschutz und das humanitäre Völker­
recht – sind dann zunächst gleichermaßen gültig 
und es kommt auf den Einzelfall an, welche Be­
stimmungen maßgeblich sind. In der Praxis findet 
das humanitäre Völkerrecht häufig vorrangig An­
wendung: Es enthält konkretere Bestimmungen 
bezüglich des Zugangs zu Nahrung in Konflikten 
und behandelt die gravierendsten Formen von Ver­
letzungen des Rechts auf Nahrung, insbesondere 
Verletzungen des Rechtes, vor Hunger geschützt 
zu sein. Gleichzeitig ist auch im Kontext bewaffne­
ter Konflikte das Recht auf Nahrung mehr als der 

Schutz vor Hunger – hier sind die wesentlich um­
fassenderen menschenrechtlichen Bestimmungen 
zum Recht auf Nahrung eine wichtige Ergänzung 
zum humanitären Völkerrecht und Grundlage für 
die Interpretation seiner Bestimmungen.18 

Der Zugang zu Nahrung im humani­
tären Völkerrecht

Das humanitäre Völkerrecht enthält eine Reihe 
von Bestimmungen, die in bewaffneten Konflikten 
den ungehinderten Zugang zu Nahrung für Zivi­
list*innen gewährleisten sollen. Grundsätzlich 
müssen Konfliktparteien zwischen Zivilist*innen 
und an den Kampfhandlungen beteiligten Perso­
nen sowie zwischen zivilen und militärischen Ob­
jekten unterscheiden und die Zivilbevölkerung und 
zivile Objekte schützen. Insbesondere gilt dies für 
Objekte, die für die Zivilbevölkerung lebensnot­
wendig sind. Dies umfasst Nahrungsmittel sowie 
zur Erzeugung von Nahrungsmitteln genutzte land­
wirtschaftliche Gebiete, Ernte- und Viehbestände, 
Trinkwasserversorgungsanlagen und -vorräte so­
wie Bewässerungsanlagen. Diese Infrastruktur im 
Krieg unbrauchbar zu machen oder zu entfernen, 
kann damit eine Verletzung des humanitären Völ­
kerrechts darstellen. Ausnahmen können gelten, 
wenn Infrastruktur ausschließlich für die Versor­
gung von gegnerischen Kämpfer*innen oder zur 
unmittelbaren Unterstützung einer militärischen 
Handlung genutzt wird.19 

Was regelt das humanitäre Völker­
recht?

Das humanitäre Völkerrecht regelt, was 
Kriegsparteien, gleich ob sie Staaten oder 
nicht-staatliche Akteure sind, in bewaffneten 
Konflikten erlaubt und verboten ist. Es zielt  
dabei insbesondere auf den Schutz von Zivil­
personen und ziviler Infrastruktur. Dazu stellt 
es Regeln und Grundsätze für Mittel und  
Methoden der Kriegsführung auf. Wichtigste 
Quelle des humanitären Völkerrechts sind die 
Genfer Konventionen von 1949 und ihre Zu­
satzprotokolle. Das vierte Genfer Abkommen 
schützt Zivilpersonen, einschließlich der Zivil­
personen in besetzten Gebieten. Um Opfer  
bewaffneter Konflikte besser zu schützen,  
wurden 1977 Zusatzprotokolle zu den Genfer 
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Abkommen angenommen. Das erste Zusatz­
protokoll gilt für internationale, das zweite für 
nicht-internationale Konflikte. Auch das huma­
nitäre Völkergewohnheitsrecht, das vom Inter­
nationalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) 
katalogisiert wurde, ist eine wichtige Refe­
renz.20 Die daraus resultierenden Verpflichtun­
gen sind für alle Konfliktparteien verbindlich, 
also auch für Staaten, die die Zusatzprotokolle 
nicht ratifiziert haben, sowie für nicht-staatli­
che Akteure, die keine Vertragsparteien sein 
können. 

Ohne Einschränkungen verboten ist das in Ge­
schichte und Gegenwart immer wieder genutzte 
Aushungern von Zivilpersonen als Mittel der 
Kriegsführung.21 Dieses Verbot wurde als zwingen­
des Völkerrecht anerkannt.22 Außerdem müssen 
alle Konfliktparteien Sendungen von unentbehrli­
chen Lebensmitteln freien Durchlass im Konflikt­
gebiet gewähren, es sei denn, es gibt Grund zur 
Annahme, dass diese zweckentfremdet werden 
könnten. In besetzten Gebieten hat die Besat­
zungsmacht die Pflicht, die Versorgung der  
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln mit allen ihr  
zur Verfügung stehenden Mitteln sicherzustellen.  
Dies beinhaltet die Pflicht, im Bedarfsfall Lebens­
mittel einzuführen.23 

Zahlreiche Untersuchungskommissionen und die 
Vertragsausschüsse der Vereinten Nationen haben 
sich zu den Verletzungen des humanitären Völker­
rechts in Bezug auf den Zugang zu Nahrung geäu­
ßert. So kritisierte die bereits erwähnte Kommis­
sion zur Untersuchung von Verstößen gegen 
internationales Recht im äthiopischen Bürgerkrieg, 
dass Regierungskräfte und ihre Verbündeten in 
der Region Tigray den Zugang zu humanitärer Hilfe 
behindert und lebensnotwendige Güter zerstört 
und damit das Verbot des Aushungerns der Zivil­
bevölkerung als Methode der Kriegsführung miss­
achtet hätten.24 Der UN-Ausschuss für Kinderrech­
te zeigte sich 2022 alarmiert darüber, dass im 
Südsudan Aushungern als Methode der Kriegs­
führung zu akuter Ernährungsunsicherheit und 
Mangelernährung bei Kindern führte.25 Die vom 
UN-Sicherheitsrat mandatierte Kommission für die 
Untersuchung von Menschenrechtsverletzungen 
und Verstößen gegen humanitäres Völkerrecht in 
der Zentralafrikanischen Republik machte 2014 
deutlich, dass auch in Situationen von Belagerun­

gen die Versorgung der Zivilbevölkerung mit  
lebenswichtigen Nahrungsmitteln und anderen 
wichtigen Gütern ermöglicht werden müsse. Alle 
Konfliktparteien seien verpflichtet, humanitäre  
Hilfe für die Zivilbevölkerung ungehindert passie­
ren zu lassen und humanitäres Personal und Güter 
zu achten und zu schützen.26 Auch die Kommissi­
on für die Untersuchung von Menschenrechtsver­
letzungen im Bürgerkrieg in Syrien stellte wieder­
holt fest, dass verschiedene Konfliktparteien 
während Belagerungen den Zugang zu Nahrungs­
mitteln für die Zivilbevölkerung massiv einge­
schränkt und somit gegen Menschenrechte, ein­
schließlich des Rechtes auf Nahrung, und gegen 
humanitäres Völkerrecht verstoßen haben.27 

Völkerstrafrecht: strafrechtliche 
Verfolgung des Aushungerns 

Die gravierendste Verletzung des Rechts auf Nah­
rung im Kontext von bewaffneten Konflikten ist der 
Einsatz von Hunger als Kriegswaffe, auch als Aus­
hungern bezeichnet. Lange als legitimes Mittel der 
Kriegsführung betrachtet, wurde diese Praxis erst 
1977 mit den beiden oben beschriebenen Zusatz­
protokollen zu den Genfer Konventionen verboten. 
Aufgrund seiner nachhaltig verheerenden Auswir­
kungen für die betroffenen Bevölkerungsgruppen 
fand der Einsatz von Hunger als Kriegswaffe auch 
Eingang in das Völkerstrafrecht.28

Was ist das Völkerstrafrecht? 

Das Völkerstrafrecht regelt die Strafbarkeit von 
Einzelpersonen für die Begehung von Völker­
rechtsverbrechen. Dies sind schwerste Verbre­
chen, die die internationale Gemeinschaft als 
Ganzes berühren, darunter Völkermord, Kriegs­
verbrechen, Verbrechen gegen die Menschlich­
keit und das Verbrechen der Aggression. Die 
wichtigste Grundlage des Völkerstrafrechts ist 
das Römische Statut (Rom-Statut) des Inter­
nationalen Strafgerichtshofes (IStGH).

Das Rom-Statut ächtet das vorsätzliche Aushun­
gern von Zivilpersonen als Methode der Kriegfüh­
rung in internationalen Konflikten als Kriegsver­
brechen. Es meint damit das Vorenthalten der für 
Zivilpersonen lebensnotwendigen Gegenstände, 
einschließlich der vorsätzlichen Behinderung von 
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Hilfslieferungen, wie sie nach den Genfer Abkom­
men vorgesehen sind. Des Weiteren normiert das 
Rom-Statut auch die sogenannte „Ausrottung“ als 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Dies bein­
haltet „die vorsätzliche Auferlegung von Lebensbe­
dingungen – unter anderem das Vorenthalten des 
Zugangs zu Nahrungsmitteln (…) – die geeignet 
sind, die Vernichtung eines Teiles der Bevölkerung 
herbeizuführen.“29 Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit umfassen eine Reihe von Handlungen wie 
Mord, Ausrottung und Folter, vorausgesetzt, dass 
diese im Rahmen eines ausgedehnten oder syste­
matischen Angriffs gegen die Zivilbevölkerung be­
gangen werden. Anders als bei Kriegsverbrechen 
kann dieser Straftatbestand auch außerhalb von 
bewaffneten Konflikten erfüllt sein.

Mit Blick auf den Einsatz von Hunger als Kriegswaf­
fe ist also insbesondere das Verbot des Aushun­
gerns und der Ausrottung durch das Rom-Statut 
Grundlage individueller Strafbarkeit und möglicher 
Strafverfolgung. Menschen Zugang zu Nahrung zu 
verwehren, kann zudem unter bestimmten Bedin­
gungen den Straftatbestand des Völkermords oder 
des Mordes oder anderer Handlungen als Verbre­
chen gegen die Menschlichkeit erfüllen.30 

Insgesamt gibt es nur sehr wenige Beispiele für 
eine strafrechtliche Verfolgung der Praxis des Aus­
hungerns: Auf Grundlage israelischer Gesetzgebung 
wurde 1961 SS-Obersturmbannführer Adolf Eich­
mann aufgrund seiner Mitschuld an der Vertreibung 
und Vernichtung von Millionen von europäischen  
Juden und Jüdinnen unter anderem wegen Aushun­
gerns als Verbrechen gegen die Menschlichkeit ver­
urteilt. Vor dem Internationalen Strafgerichtshof für 
das ehemalige Jugoslawien (ICTY) und dem Tribunal 
zur Aufarbeitung der Verbrechen der Roten Khmer 
in Kambodscha war der Vorwurf des absichtlichen 
Vorenthaltens von Nahrung als Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit Bestandteil mehrerer Verfah­
ren.31 Ob und unter welchen Voraussetzungen es 
Völkermord darstellt, wenn der Zivilbevölkerung 
Nahrung verwehrt wird, ist einer der Gegenstände 
des laufenden IGH-Verfahrens im Fall Südafrika  
gegen Israel.32 Der Antrag des IStGH-Chefanklägers 
auf Erlass von Haftbefehlen gegen den israelischen 
Ministerpräsidenten und seinen Verteidigungsmi­
nister beruht unter anderem auf dem Vorwurf des 
vorsätzlichen Aushungerns von Zivilpersonen als 
Methode der Kriegführung.33

Politisches Engagement für das Recht 
auf Nahrung in bewaffneten Konflikten 

Rechtliche Ansätze können Straflosigkeit beenden, 
aber um den Zugang zu Nahrung von Zivilist*innen 
in konkreten bewaffneten Konflikten zu verbessern, 
sind auch politische Anstrengungen nötig. So verur­
teilt der UN-Sicherheitsrat in seiner 2018 einstim­
mig verabschiedeten Resolution 2417 den Einsatz 
von Aushungern als Methode der Kriegsführung 
und die vorsätzliche Blockierung des Zugangs zu 
humanitärer Hilfe und ruft alle Staaten dazu auf,  
ihren Einfluss auf Konfliktparteien dahingehend gel­
tend zu machen, dass diese ihre völkerrechtlichen 
Verpflichtungen achten. In Resolution 2573 von 
2021 fordert der UN-Sicherheitsrat erneut einstim­
mig alle Staaten dazu auf, ihrer Pflicht unter dem 
humanitären Völkerrecht nachzukommen, also Zivil­
personen und die für ihr Überleben notwendige Inf­
rastruktur in bewaffneten Konflikten zu schützen.34 

Der UN-Welternährungsausschuss, das fachpoli­
tisch zuständige UN-Gremium, hat diverse Instru­
mente zur Verwirklichung des Rechts auf Nahrung 
erarbeitet, die Handlungsempfehlungen für Staa­
ten aussprechen. Leitlinie 16 der 2004 verab­
schiedeten Freiwilligen Leitlinien zum Recht auf 
Nahrung bekräftigt unter anderem die Verpflich­
tung der Staaten unter den oben beschriebenen 
Genfer Konventionen. Der „Aktionsrahmen zum 
Umgang mit Ernährungssicherung in anhaltenden 
Krisenkontexten“ formuliert elf handlungsorien­
tierte Prinzipien zur Sicherung der Ernährung in 
anhaltenden Krisen.35 

Die Resolutionen des UN-Sicherheitsrates und die 
Politikinstrumente des Welternährungsausschus­
ses beziehen sich explizit auf die hier erläuterten 
völkerrechtlichen Bestimmungen. Sie sind bei­
spielhaft für die Bedeutung politischen und diplo­
matischen Engagements, um geltendes Recht 
durchzusetzen. Denn obwohl die Rechtslage zum 
Recht auf Nahrung und zum Zugang zu Nahrung in 
bewaffneten Konflikten, insbesondere zum Verbot 
des Aushungerns als Methode der Kriegsführung, 
eindeutig ist, leiden nach wie vor weltweit  
Menschen in Konflikten an Hunger. 

Die Weltgemeinschaft muss politisch dafür sor­
gen, dass sich die Parteien in einem Konflikt an 
das internationale Völkerrecht halten. Zudem  
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müssen Verletzungen von humanitärem Völker­
recht und Menschenrechten konsequent geahndet 
werden, um Straflosigkeit zu beenden und die  

Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten besser 
vor Hunger zu schützen. 
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